
SATZUNG

über die Straßenbenennung und Hausnumeneryn^ \.
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Die Stadt Bogen, nachfolgend.kurz "Stadt" genannt, erläßt nach Art. 23

Satz l der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO), Art. 52 des

Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes (BayStrWG) folgende Satzung:

A) Straßennamen und Beschilderung

§ l

Die Namen der Straßen u/erden von der Stadt bestimmt.

§ 2

Die Straßen- und Straßenhinu/eisschilder u/erden auf Kosten der Stadt

beschafft, angebracht und unterhalten.

§ 3

Die Grundstückseigentümer und die sonst an einem Grundstück dinglich

zur Nutzung Berechtigten sou/ie deren bevollmächtigten Vertreter müssen

dulden, daß an ihren Häusern oder auf ihren Grundstücken Straßen- oder

Straßenhinueisschilder angebracht oder aufgestellt werden.

1/

B) Hausnymerierung

§ 4

Die Anbringung von Hausnummem an bebauten Grundstücken ist nach

Maßgabe der folgenden Bestimmungen von den Verpflichteten zu dulden.
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§5
l. Die Verpflichtung nach § 4 trifft

a) den Grundstückseigentümer und Eigenbesitzer (§ 872 BGB)
b) jeden, der sonst an einem Grundstück dinglich zur Benützung

berechtigt ist, insbesondere den Erbbauberechtlgten und den
Nießbraucher,

c) bei der Vermietung oder Verpachtung eines ganzen Grundstückes
den Mieter oder Pächter.

2. Als Eigentümer gilt, u/er als solcher im Grundbuch eingetragen ist.
Wenn Miteigentum besteht, ist jeder Miteigentümer.verpflichtet.

3. Ist ein nach Abs. l b Verantwortlicher vorhanden, so trifft die
üerantu/ortung den Grundstückseigentümer oder Eigenbesitzer nicht.
Im übrigen ist dann, u/enn mehrere Personen verpflichtet sind,
jeder uerantu/ortlich.

§ 6

l. Hausnummern u/erden auf Antrag zugeteilt, wenn das Gebäude im
Rohbau hergestellt 1st. Wird ein Antrag nicht spätestens bis zur
Bezugsfertigkeit des Bauu/erks gestellt, so u/ird die Stadt eine
Hausnummer von Amts u/egen zuteilen. Für Gebäude, u/elche von der
generellen Umnumerierung betroffen sind, u/erden die neuen Haus-
nummern grundsätzlich von Amts wegen zugeteilt.
Bei Umnumerierungen richtet sich die Kostentragung nach dem Ver-
anlasserprinzip.

2. Für Grundstücke mit geringfügigen Bauu/erken, die ausschließlich
-anderen als Uohnzu/ecken dienen oder für einzelne solcher Bauu/erke
werden Hausnummern nur zugeteilt, wenn für die Postzustellung oder
sonstu/ie ein öffentliches Interesse oder Bedürfnis besteht.

3. Andere Verfahren, vor allem die der Bau-, Feuer-und Wohnungsauf-
sieht u/erden durch die Zuteilung einer Hausnummer nicht berührt.
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§ 7

l. Im Interesse einer einheitlichen Ausgestaltung der Hausnumerie-
rung ist das von der Stadt als Muster beschlossene Nummernschild
mit Straßennamen zu verwenden. Abweichungen von diesem Muster in
besonders gelagerten Fällen bedürfen der Genehmigung der Stadt.

2. Die Beschaffung der Hausnummernschilder erfolgt durch die Stadt
gegen Erstattung der Kosten durch den Eigentümer.

§ B

rQ

l. Das Nummernschild muß an der Straßenseite des Gebäudes über oder
unmittelbar neben dem Hauselngang angebracht u/erden. Befindet sich
der Hauseingang nicht an der Straßenseite, so hat die Anbringung
des Nummernschildes an der dem Hauseingang nächstliegenden Ecke
des Gebäudes nach der Straßenseite hin zu geschehen.

2. Die Schilder müssen von der Straße aus deutlich sichtbar sein. Die
Sichtbarkeit darf insbesondere nicht durch Bäume, Sträucher, Vor-
bauten, Schilder u.a. behindert u/erden.
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3. Bei einem Vorgarten ist das Hausnummernsch-ild am Eingang des Vor-
gartens zu/eckentsprechend anzubringen, sofern es am Haus selbst
nicht gut sichtbar angebracht u/erden kann.

§ 9

l. Die Eigentümer haben ferner die Anbringung bzw. Aufstellungs-, Unter-
haltungs- und Erneuerungskosten für die Hausnummernschilder zu tragen.

§ 10

l. Die Hausnummern- und Hinu/eisschllder müssen stets In gutem Zustand
erhalten werden. Schwer leserlich oder unleserlich gewordene Schilder
sind zu erneuern.
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2. Kommt der Eigentümer seinen Verpflichtungen nicht nach, so kann
die Stadt das Erforderliche selbst veranlassen und die ihr dabei
entstehenden Kosten gegenüber dem Verpflichteten durch Leistungs-
bescheid geltend machen.
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§ u-

Die Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
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Bogen, ^' ^ ^3
Stadt Bogen

DeschF

l. Bürgermeister

Stadtratsbeschluß voin 04. Oktober 1983


